
Kurzbericht 

Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

(119. - öffentliche - Sitzung am 6. Mai 2021 

Beratungsthemen: 

1. a) Novelle des Infektionsschutzgesetzes ablehnen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/9036 

 

 b) Die 3. Corona-Welle entschlossen brechen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/9038 

 

 c) Draußen ist das neue Drinnen - Erkenntnisse aus der Aerosolforschung 

berücksichtigen - Niedersachsen geht raus 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/9039 

 

 d) Das Leben mit dem Virus ermöglichen - mit Modellkommunen den Anfang für 

sichere Zonen für Geimpfte und Getestete machen 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/9035 

 

 Die Vertreterin der FDP-Fraktion im Ausschuss kündigte an, dass ihre Fraktion den 

Antrag zu a) zurückziehen wird. 

Zu den Anträgen zu b), c) und d) kam der Ausschuss überein, diese Anträge im 

Rahmen der Unterrichtungen der Landesregierung zum Thema Corona mit zu 

behandeln. 

 

2. Eine Perspektive für Bildung und soziales Miteinander 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8862 

 

Der Ausschuss begann mit der Mitberatung des Antrags. Er kam überein, den Antrag in 
die Mitberatung des Antrags der FDP-Fraktion in der Drucksache 18/9215 betreffend 
„Für eine Generation der Chancen statt einer Generation Corona - Kindern und 
Jugendlichen nach Corona wieder Chancen ermöglichen“ einzubeziehen, der in der 
Plenarsitzung am 11. Mai 2021 in den Landtag eingebracht werden soll. 

  

3. COVID-19-Pandemie global und solidarisch eindämmen, Niedersachsen beteiligt 

sich mit 1 Million Euro am Impfprogramm der Weltgesundheitsorganisation 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8866 

 

Der Ausschuss führte die Mitberatung des Antrags durch. Er kam überein, dem 

federführenden Ausschuss als Stellungnahme einen Auszug aus der Niederschrift zu 

diesem Tagesordnungspunkt zuzuleiten. 

 

4. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Behindertengleich-

stellungsgesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 18/9076 

 

Der Ausschuss nahm die Einbringung des Gesetzentwurfs durch die Landesregierung 

entgegen. Er nahm in Aussicht, zu dem Gesetzentwurf in der Vormittagssitzung am 

24. Juni 2021 eine Anhörung durchzuführen. Der Kreis der Anzuhörenden soll 

interfraktionell abgestimmt werden. 

  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09036.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09038.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09039.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09035.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08862.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08866.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09076.pdf
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5. Der Pandemie zum Trotz: Angebote für Kinder und Jugendliche sichern und 

ausbauen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8853 

 

hier: Unterrichtung durch die Landesregierung 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

Von dem Vertreter der Fraktion der Grünen wurde eine Aktualisierung des Antrags in 

Aussicht gestellt. 

  

6. „Kinder an die Macht“ - Partizipation von Kindern und Jugendlichen in 

Niedersachsen systematisch weiterentwickeln und stärken 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 18/8718 

 

hier: Unterrichtung durch die Landesregierung 

 

Der Ausschuss nahm die Unterrichtung entgegen und führte darüber eine Aussprache. 

In diesem Zusammenhang kam er überein, die Kinderkommission um einen Bericht im 

Ausschuss über ihre aktuelle Arbeit zu bitten. 

  

7. Kein Sexkaufverbot nach Nordischem Modell - Betroffenen helfen und nicht in die 

Illegalität abschieben - Prostitutionsberatung stärken 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/8707 

 

hier: Unterrichtung durch die Landesregierung 

 

Der Ausschuss kam überein, die Unterrichtung in einer der nächsten Sitzungen 

entgegenzunehmen. 

   

8. Beschlussfassung über Unterrichtungswünsche der CDU-Fraktion (in Überein-

stimmung mit der SPD-Fraktion) 

- zum Thema Online-Zugangsgesetz, 

- die Nutzung der Möglichkeiten des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes für 

 das Gesundheitswesen 

 

Einvernehmlich bat der Ausschuss die Landesregierung für eine der nächsten 

Sitzungen um eine Unterrichtung zum Thema Online-Zugangsgesetz und zur Nutzung 

der Möglichkeiten des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes für das Gesundheitswesen. 

 

 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08853.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08718.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08707.pdf

